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berall auf der Welt steigen die Ab-
fallmengen. Damit werden Verpa-
ckungsmaterialien und Abfälle zu 
einem wichtigen Handlungsfeld für 

nationale und internationale Regulierung. Zu den 
Themen, die sich bei der Regulierung von Verpa-
ckungsabfällen herauskristallisieren, gehören unter 
anderem: Konzepte der erweiterten Herstellerver-
antwortung, wirtschaftliche Anreize für nachhaltige 
Gestaltung und Praktiken, konkrete Meldepflichten 
sowie Pfandsysteme. Auf europäischer Ebene gibt die 
Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 20. Dezember 1994 über Verpa-
ckungen und Verpackungsabfälle in ihrer 2018 geän-
derten Fassung die Themen und Ziele für die Abfall-
politik vor.

In Deutschland wurde im Jahr 2019 das neue Ver-
packungsgesetz (VerpackG) eingeführt. Es ersetzt 
die Verpackungsverordnung aus dem Jahr 1998 und 
verschärft die Vorschriften für Verpackungen und 
daraus entstehende Abfälle. Seit dem Inkrafttreten 
des Verpackungsgesetzes im Januar 2019 sind bei Re-
gistrierung, Datenmeldung, Recyclingstandards und 
Hinweispflichten bereits Verbesserungen eingetre-
ten. Doch wenn man mit dem steigenden Ehrgeiz auf 
diesem Gebiet Schritt halten und die ökologischen 
Auswirkungen von Verpackungsabfällen reduzieren 
will, muss das Verpackungsgesetz wirksamer gestal-
tet werden.

Der vorliegende Policy Brief identifiziert daher drei 
wichtige Bereiche, in denen das Verpackungsgesetz 
strenger und klarer formuliert werden kann.

  Empfehlung Nr. 1:
Einführung rechtlich bindender 
Vorschriften und Ziele zur Vermeidung 
von Verpackungsabfällen
Das Verpackungsgesetz konzentriert sich 
auf eine höhere Recyclingquote und 
bessere Recyclingprozesse. Es sollte aber 
um Vorschriften erweitert werden, die die 
Reduzierung  oder Vermeidung von 
Verpackungsabfällen bezwecken. 

  Empfehlung Nr. 2:
Nutzung wirksamer Marktmechanismen 
zugunsten ehrgeiziger Recyclingziele
Das Verpackungsgesetz enthält über-
arbeitete und ehrgeizige Recyclingziele 
für verschiedenste Arten von Verpack-
ungsabfällen. Zwar setzen die Vorschrif-
ten für die ökologische Gestaltung der 
Beteiligungsentgelte Anreize, damit in 
Verpackungen recycelte und recycling-
fähige Materialien zum Einsatz kommen. 
Doch ohne Politikinstrumente, wie eine 
Steuer auf neue Kunststoffe, lässt sich 
das volle Potenzial dieser Maßnahmen 
womöglich nicht ausschöpfen.

  Empfehlung Nr. 3:
Eindeutigere, wirksamere Gestaltung 
des Regulierungsrahmens für das 
Flaschenpfand
Das Verpackungsgesetz hat zum Ziel, 
das Pfandsystem für Getränkever-
packungen zu fördern, sodass die 
Mehrwegquote für sämtliche Getränke-
verpackungen bei mindestens 70 % liegt. 
Die Vorschriften zum Pfandsystem für 
Getränkeverpackungen müssen ein-
deutiger und wirksamer gestaltet und 
könnten auf Flaschen und Behälter für 
andere Produkte ausgeweitet werden.

Ü
Zusammenfassung



Im Jahr 2017 entstand in Deutschland die Rekordmen-
ge von 18,7  Mio. Tonnen Verpackungsabfällen. Dies 
entspricht einem Durchschnitt pro Kopf von 226,5 kg 
(Umweltbundesamt 2019). Doch seit einigen Jahren 
rücken die negativen ökologischen Folgen von Ver-
packungsabfällen ins Bewusstsein. Deshalb hat sich 
das Thema Verpackungsabfälle auf der gesetzgeberi-
schen Agenda in Deutschland nach oben geschoben. 
Dementsprechend trat am 1. Januar 2019 das neue 
Verpackungsgesetz (VerpackG) in Kraft. Es ersetzt 
die Verpackungsverordnung aus dem Jahr 1998. Das 
neue Gesetz soll die Richtlinie 94/62/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 
1994 über Verpackungen und Verpackungsabfälle, ge-
ändert durch die Richtlinie 2015/720/EU aus dem Jahr 
2015, umsetzen. Außerdem weitet es den Grundsatz 
der Produktverantwortung, der in § 23 des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes (KrWG) aus dem Jahr 2012 be-
schrieben wird, aus.

Das Verpackungsgesetz leistet einen wesentlichen 
Beitrag zur besseren, wirksameren Gestaltung be-
stimmter systemischer und prozeduraler Aspekte 
der Bewirtschaftung von Verpackungsabfällen und 
der erweiterten Produktverantwortung/Herstel-
lerverantwortung. Zum Beispiel schreibt es die Ein-
richtung einer Zentralen Stelle vor und verpflichtet 
alle Hersteller, die Verpackungsmaterial in Verkehr 
bringen, sich bei der Zentralen Stelle registrieren zu 
lassen (§§ 7 und 9 VerpackG) und sich am Recycling-
system zu beteiligen. Bis März 2020, also 15 Monate 
nach Inkrafttreten des Gesetzes, waren 179.000 Her-
steller bei der Zentralen Stelle registriert und hatten 
Verträge für die Beteiligung an Recyclingsystemen 
abgeschlossen (Stiftung Zentrale Stelle 2020a). Darü-

ber hinaus schreibt das Verpackungsgesetz bestimm-
te Ziele für die Recyclingsysteme (§ 16 VerpackG) so-
wie die Verpflichtungen zur Datenmeldung (§§ 17 und 
20 VerpackG) vor, ordnet die ökologische Gestaltung 
der Beteiligungsentgelte an (§  21 VerpackG) und re-
gelt die Hinweispflicht gegenüber Endverbrauchern 
(§  32 VerpackG). Jetzt, wo das Verpackungsgesetz 
seit anderthalb Jahren gilt, ist ein guter Zeitpunkt, 
seine bisherige Umsetzung zu bewerten und über die 
zukünftige Regulierung von Verpackungsabfällen in 
Deutschland nachzudenken.

Seit der Verabschiedung des Verpackungsgesetzes 
durch den Deutschen Bundestag am 5. Juli 2017 hat 
sich auch das gesetzliche Rahmenwerk der Europäi-
schen Union im Bereich Verpackungsabfälle weiter-
entwickelt. Die entsprechenden EU-Richtlinien wur-
den aktualisiert, 2 und am 5. Juni 2019 wurde die neue 
Richtlinie (EU) 2019/904 über die Reduzierung der 
Auswirkungen bestimmter Kunststoffprodukte auf 
die Umwelt verabschiedet. Außerdem veröffentlich-
te die Europäische Kommission im Dezember 2019 
und im März 2020 zwei neue Mitteilungen mit Bezug 
auf Verpackungsabfälle, nämlich den europäischen 
Grünen Deal und den Aktionsplan für die Kreislauf-
wirtschaft. Beide werden sich auf den Umgang mit 
Verpackungsabfällen auswirken. Es ist daher auch 
eine günstige Gelegenheit, zu untersuchen, wie sich 
die EU-Richtlinien besser in die deutsche Gesetz-
gebung über Verpackungsabfälle umsetzen lassen. 
Denn wenn Deutschland bei den Verpackungsabfäl-
len fortschrittliche Maßnahmen ergreift, kann es in 
der Europäischen Union eine Vorreiterrolle für die 
Kreislaufwirtschaft übernehmen.

2 Die Richtlinie 94/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 1994 über Verpack-
  ungen und Verpackungsabfälle wurde durch die Richtlinie 2018/852 geändert. Die Richtlinie 2008/98/EG über    
  Abfälle wurde durch die Verordnung (EU) 2017/997 des Rates vom 8. Juni 2017 und durch die Richtlinie (EU)    
  2018/851 geändert.

Aktuelle Situation und Hintergrund

Wirksamere Vorschriften für Verpackungsabfälle in Deutschland: eine Analyse des Verpackungsgesetzes
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1. Einführung rechtlich bindender   
    Vorschriften und Ziele zur Ver-  
    meidung von Verpackungsabfällen

Das Verpackungsgesetz konzentriert sich auf eine 
höhere Recyclingquote und bessere Recyclingpro-
zesse. Es sollte aber um Vorschriften erweitert wer-
den, die die Vermeidung und die Reduzierung von 
Verpackungsabfällen bezwecken – was dem vorran-
gigen Ziel der Abfallhierarchie (Vermeiden, Wie-
derverwenden, Recyceln) in Deutschland und der 
Europäischen Union entspricht.

Theoretisch legt die deutsche Regierung den Schwer-
punkt seit etwa zehn Jahren auf die Abfallvermei-
dung. Dieses Ziel gehört gemäß dem Kreislaufwirt-
schaftsgesetz aus dem Jahr 2012 zu den wichtigsten 
Pfeilern einer Kreislaufwirtschaft (§  7 KrWG). Zu-
dem beschreibt das Kreislaufwirtschaftsgesetz für 
Deutschland die folgende fünfstufige Abfallhierar-
chie: Vermeidung, Vorbereitung zur Wiederverwen-
dung, Recycling, sonstige Verwertung (insbesonde-
re energetische Verwertung und Verfüllung) sowie 
Beseitigung (§  6 KrWG). Darüber hinaus sieht es 
die Erstellung von Abfallvermeidungszielen und die 
Formulierung konkreter Maßnahmen vor. Auch der 
5-Punkte-Plan des Bundesumweltministeriums für 
weniger Plastik und mehr Recycling von Ende 2018 
(BMU 2018a und 2018b) betont die Notwendigkeit, 
überflüssige Verpackungen zu vermeiden, wurde 
aber noch nicht in ein Gesetz überführt. Im Juni 2020 
beschloss das Bundeskabinett die Einwegkunststoff-
verbotsverordnung auf Grundlage des Kreislaufwirt-
schaftsgesetzes. Gemäß Richtlinie 2019/904/EU zum 
Thema Kunststoffprodukte verbietet sie ab Juli 2021 
das Inverkehrbringen von Einwegkunststoffproduk-
ten (BMU 2020).

Das 2019 in Kraft getretene Verpackungsgesetz be-
zweckt, „die Auswirkungen von Verpackungsabfällen 
auf die Umwelt zu vermeiden oder zu reduzieren. Um 
dieses Ziel zu erreichen, soll das Gesetz das Verhalten 
der [Hersteller] so regeln, dass Verpackungsabfälle 
vorrangig vermieden und darüber hinaus einer Vor-
bereitung zur Wiederverwendung oder dem Recyc-
ling zugeführt werden“ (§  1 Absatz 1 VerpackG). Al-
lerdings wurde das Ziel der Abfallvermeidung immer 
noch nicht fest als Gesetz verankert. Zwar nennt das 
Verpackungsgesetz verschiedene Maßnahmen für 
ein besseres Recycling (zum Beispiel ehrgeizige Ziele), 
aber auffällig ist, dass es zu den Möglichkeiten, Ver-
packungsabfälle von vornherein zu vermeiden, keine 
Aussagen enthält. Auf diesem Gebiet muss die Ge-
setzgebung also noch tätig werden. In einem ersten 
Schritt müssen diejenigen Bereiche bestimmt wer-
den, in denen sich Verpackungen reduzieren lassen. 
Außerdem sollten die Unternehmen dazu ermutigt 
oder verpflichtet werden, Ziele für weniger Verpa-
ckungsabfälle festzulegen – vergleichbar mit den vom 
Verpackungsgesetz vorgesehenen Recyclingzielen. In 
die gleiche Richtung weist ein Bericht der Europäi-
schen Umweltagentur. Demzufolge wären konkrete 
Abfallvermeidungsziele eine wichtige Richtschnur 
für die Umsetzung und Bewertung von Politikinstru-
menten für die Abfallvermeidung (EEA 2019).

Auch Modelle, bei denen Verpackungen während 
mehrerer Zyklen wiederverwendet statt nach ein-
maliger Nutzung entsorgt werden, können Verpa-
ckungsabfälle reduzieren und vermeiden helfen. Laut 
der Ellen MacArthur Foundation lassen sich rund 
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6 Mio. Tonnen an Material einsparen, wenn (am Ge-
wicht gemessen) nur 20 % der Kunststoffverpackun-
gen durch wiederverwendbare Alternativen ersetzt 
werden. Außerdem sollen sich daraus wirtschaftliche 
Möglichkeiten im Wert von 9  Mrd. US-Dollar erge-
ben (Ellen McArthur Foundation 2017). Das Verpa-
ckungsgesetz beschäftigt sich vorrangig mit besse-
rer Transparenz, Rechenschaft und Effizienz bei der 
erweiterten Herstellerverantwortung, die Hersteller, 
Recyclingsysteme und die Zentrale Stelle einbezieht. 
Dabei konzentriert es sich auf ein besseres Recyc-
ling von leichten Verpackungsmaterialien, wie sie in 
der Regel von privaten Haushalten verwendet und 
entsorgt werden. Zu beachten ist aber, dass die vom 
Verpackungsgesetz vorgesehenen Registrierungs- 
und Meldepflichten nicht für Mehrwegverpackungen 
gelten (§§ 11 und 12 Nummer 1 VerpackG). Doch um 
sämtliche Verpackungsmaterialien abzudecken, sollte 
das Gesetz auch Mehrwegverpackungen regulieren 
und dabei Anreize für entsprechende Systeme setzen.

Als Mehrwegverpackungen im Sinne des Verpa-
ckungsgesetzes gelten „Verpackungen, die dazu 
bestimmt sind, nach dem Gebrauch mehrfach zum 
gleichen Zweck wiederverwendet zu werden[,] und 
deren tatsächliche Rückgabe und Wiederverwen-
dung durch eine ausreichende Logistik ermöglicht 
sowie durch geeignete Anreizsysteme, in der Re-
gel durch ein Pfand, gefördert wird“ (§  3 Absatz 3 
VerpackG). Das Verpackungsgesetz nennt ein ehr-
geiziges Ziel: In Mehrwegverpackungen abgefüllte 
Getränke sollen einen Anteil von mindestens 70 % 
erreichen (§  1 Absatz 3 VerpackG). Zugunsten von 
weniger Einwegverpackungen und besseren Mehr-
wegsystemen sollte die Gesetzgebung darüber hinaus 
erwägen, das Pfandsystem auf die Verpackungen von 
anderen Lebensmitteln und von Haushaltsartikeln 
wie Seife, Shampoo und sonstigen Reinigungsmitteln 
auszuweiten.

In diesem Jahr unterschrieben einige Unternehmen, 
Regierungen und NGOs den European Plastics Pact. 
Sie bezeichnen sich als öffentlich-private Koalition, 
die durch die Vermeidung von Kunststoffabfällen 
und das gemeinsame Handeln aller Lieferkettenak-
teure eine echte europäische Kreislaufwirtschaft für 
Kunststoffe erreichen will (European Plastics Pact 
2020b). Eines der erklärten Ziele des European Plas-
tics Pact ist die verantwortungsvollere Nutzung von 
Kunststoffverpackungen und Einwegkunststoffpro-
dukten. Der Anteil von Produkten und Verpackungen 
aus neuem Kunststoff soll (am Gewicht gemessen) bis 
2025 um mindestens 20 % zurückgehen. Die Hälfte 
des Rückgangs soll durch die absolute Reduzierung  
von Kunststoffen erreicht werden (European Plas-
tics Pact 2020). Dieses quantitative Ziel für weniger 
Verpackungen aus neuem Kunststoff wurde von 
mehreren Unternehmen übernommen. So hat zum 
Beispiel Nestlé versprochen, die Verwendung von 
neuen Kunststoffen bis zum Jahr 2025 um ein Drittel 
zu reduzieren. Auch das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) 
hat den European Plastics Pact unterzeichnet. Seine 
Erklärung enthält jedoch keine Reduzierungs- oder 
Vermeidungsziele und betont die nicht bindende 
Wirkung der Initiative (BMU 2020a).

Auf EU-Ebene werden die Mitgliedstaaten in der letz-
ten Zeit dazu angehalten, konkrete Maßnahmen für 
die Vermeidung und Reduzierung von Verpackungs-
abfällen zu entwickeln. Der im März 2020 veröffent-
lichte Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft nennt 
wiederholt das Ziel einer „Reduzierung von (Über-)
Verpackungen und Verpackungsabfällen“‚ unter an-
derem durch die Festlegung von Zielvorgaben und 
andere Maßnahmen zur Abfallvermeidung (Circular 
Economy Action Plan, 2020, S. 8 und Anhang). Daher 
sollte die deutsche Gesetzgebung erwägen, Abfallre-
duzierungs- und Abfallvermeidungsziele als wichtige 
Aspekte der zukünftigen politischen Entscheidungs-
findung im Bereich Abfallmanagement einzubezie-
hen.3

3 Dies lässt sich an der Änderung der Richtlinie 94/62/EG über Verpackungen und Verpackungsabfälle aus dem 
  Jahr 2018 ablesen: Die neue Richtlinie betont, wie wichtig die Vermeidung und Reduzierung von Verpackungs- 
  abfällen sowie die Erhöhung des Anteils von wiederverwendbaren Verpackungen sind.

Wirksamere Vorschriften für Verpackungsabfälle in Deutschland: eine Analyse des Verpackungsgesetzes
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4 Gemäß der Orientierungshilfe für den Mindeststandard zur Recyclingfähigkeit von Verpackungen muss sich die 
Bemessung der Recyclingfähigkeit auf die unbefüllte Verpackung als Ganzes beziehen. Das Ergebnis hängt dem-
nach von drei Faktoren ab: 1. vom Vorhandensein von Sortier- und Verwertungsinfrastruktur für ein hochwertiges 
werkstoffliches Recycling, 2. von der Sortierbarkeit der Verpackung sowie ggf. der Trennbarkeit ihrer Kompo-
nenten und 3. von den Unverträglichkeiten von Verpackungskomponenten oder enthaltenen Stoffen, die nach 
der Verwertungspraxis einen Verwertungserfolg verhindern können (Stiftung Zentrale Stelle 2020).

2. Nutzung wirksamer  
    Marktmechanismen zugunsten      
    ehrgeiziger Recyclingziele
Das Verpackungsgesetz enthält überarbeitete und 
ehrgeizige Recyclingziele für verschiedenste Ar-
ten von Verpackungsabfällen, unter anderem für 
Kunststoffe. Zwar setzen die Vorschriften für die 
ökologische Gestaltung der Beteiligungsentgelte 
Anreize, damit in Verpackungen recycelte und re-
cyclingfähige Materialien zum Einsatz kommen. 
Doch ohne Politikinstrumente wie eine Steuer auf 
neue Kunststoffe lässt sich das volle Potenzial dieser 
Maßnahmen womöglich nicht ausschöpfen.

Das Verpackungsgesetz schreibt ehrgeizige Ziele 
für das Recycling von verschiedenen Materialien, 
darunter Kunststoffen, vor (§  16 VerpackG). Außer-
dem verpflichtet es zur ökologischen Gestaltung der 
Entgelte für die Beteiligung am dualen System (§  21 
VerpackG), was das Recycling der verschiedenen Ma-
terialien fördern soll. Ein Ausgangspunkt dafür ist, 
dass die von den Herstellern gezahlten Beteiligungs-
entgelte direkt von der Recyclingfähigkeit der von 
ihnen produzierten Verpackungen abhängen: „Syste-
me sind verpflichtet, im Rahmen der Bemessung der 
Beteiligungsentgelte Anreize zu schaffen, um bei der 
Herstellung von systembeteiligungspflichtigen Ver-
packungen […] die Verwendung von Materialien und 
Materialkombinationen zu fördern, die unter Berück-
sichtigung der Praxis der Sortierung und Verwertung 
zu einem möglichst hohen Prozentsatz recycelt wer-
den können, […] und die Verwendung von Rezyklaten 
sowie von nachwachsenden Rohstoffen zu fördern“ 
(§ 21 Absatz 1 VerpackG).4

Obwohl diese Vorschriften Anreize für Unternehmen 
schaffen, mehr nachhaltige Verpackungsmaterialien 
wie Rezyklate einzusetzen, werden solche recycelten 
Verpackungsmaterialien dadurch nicht unbedingt 
preislich wettbewerbsfähiger. Aktuell kosten neue 
Kunststoffe immer noch weniger als Rezyklate. So-
mit könnte der Marktpreis die Unternehmen davon 
abhalten, auf Rezyklate zurückzugreifen. Im Zuge der 
COVID-19-Pandemie und des damit einhergehenden 
Einbruchs bei den Ölpreisen hat sich die Preisdiffe-
renz zwischen Neumaterialien und Rezyklaten weiter 
vergrößert (Parker 2020). Unter diesen Umständen 
könnten für den Umstieg auf recyceltes Verpackungs-
material konkrete Marktmechanismen (etwa eine 
Steuer auf Neumaterialien) erforderlich sein.

Es gibt mehrere Faktoren, die als entscheidende Hür-
den für eine Kreislaufwirtschaft in Deutschland gel-
ten. Dazu gehören die relativ hohen Kosten hochwer-
tigen Recyclings, die niedrigen Rohstoffpreise sowie 
die mangelnde Nachfrage nach Recyclingprodukten 
(Brüggemann 2019). Bis heute ist es vergleichsweise 
billig, Verpackungen herzustellen und in Verkehr zu 
bringen. Dieser Tendenz könnte durch sinnvolle Po-
litikinstrumente entgegengewirkt werden, die den 
tatsächlichen Preis einer Ware – einschließlich ih-
rer ökologischen Auswirkungen – sichtbar machen 
(Deutsche Umwelthilfe 2020).

Bei Interviews mit Branchenfachleuten erfuhr ich: 
Wenn Unternehmen als Verpackungsmaterial Rezy-
klate einsetzen, entstehen ihnen in der Regel erhebli-
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che Kosten. Die Nutzung von Rezyklaten ist stets ein 
bewusster Versuch, eine Kundschaft zu gewinnen, 
die dem Ideal des nachhaltigen Konsums Vorrang 
einräumt, und damit allmählich den Marktanteil der 
Unternehmen auszuweiten. Legt man aber nur den 
Marktpreis als Maßstab an, lohnt sich die Entschei-
dung zugunsten von Rezyklaten (etwa rPET) und 
gegen Neumaterialien finanziell nicht. Der Preis von 
Rezyklaten hängt von den Marktbedingungen ab: 
Steigt die Nachfrage nach Rezyklaten und nehmen 
die Investitionen in die entsprechenden Produktions-
kapazitäten zu, dann wird dies die zukünftige Ent-
wicklung im Bereich recycelte Verpackungsmateria-
lien ganz entscheidend prägen.

Außerdem können Politikinstrumente wie eine Steu-
er auf neue Kunststoffe gleich zwei Zielen dienen: Sie 
machen neue Kunststoffe als Verpackungsmaterial 
unattraktiver und schaffen neue Ertragsquellen, die 
die Kreislaufwirtschaft finanziell stützen. In eini-
gen Ländern gilt bereits eine Kunststoffsteuer, bei-
spielsweise in Italien (Tudball 2020), im Vereinigten 
Königreich (Regierung des Vereinigten Königreichs 
2020) und in Spanien (Planelles 2020). Der europä-
ische Grüne Deal, der im Dezember 2019 vorgestellt 
wurde („Der europäische Grüne Deal“ 2019), weist im 
Zusammenhang mit Einnahmenströmen auf Grund-
lage nicht recycelter Verpackungsabfälle aus Kunst-
stoff darauf hin, dass solche Materialien in Zukunft 
Gegenstand der EU-Gesetzgebung werden könnten. 
Umgekehrt wären auch Steuervorteile zur Förderung 
von Rezyklaten denkbar. Ein erster Schritt in diese 
Richtung scheint dem Europäischen Rat Ende Juli 
mit seinen Schlussfolgerungen bei einer außerordent-
lichen Tagung als Reaktion auf die COVID-19-Krise 

gelungen zu sein: Im Januar 2021 soll eine Steuer in 
Höhe von 0,80  Euro pro Kilogramm nicht recycel-
ter Verpackungsabfälle aus Kunststoff eingeführt 
werden (Europäischer Rat 2020: A29, 146). Manche 
Fachleute halten die Steuer für zu niedrig, als dass sie 
einen deutlichen Wandel einleiten könnte, oder sind 
der Ansicht, eine Besteuerung neuer Kunststoffe di-
rekt an der Quelle wäre wirksamer als die vorgeschla-
gene gewichtsabhängige Steuer auf nicht recycelte 
Kunststoffe (Baumgarten 2020).

Obwohl das Verpackungsgesetz für verschiedene 
Arten von Verpackungsabfällen prozentuale Recyc-
lingziele nennt, geht es nicht auf die Anzahl der Recy-
clingkreisläufe von Verpackungsmaterialien ein. Das 
ist problematisch, denn in der Praxis werden die vom 
Verpackungsgesetz regulierten Verpackungsabfälle 
zu einem großen Teil „downgecycelt“. Das heißt, aus 
ihnen entstehen Kunststoff-Pellets für Gegenstände 
aus minderwertigen Kunststoffen. Dies erfüllt zwar 
die Recycling-Anforderungen aus dem Verpackungs-
gesetz, doch die so produzierten Gegenstände sind 
keine Verpackungsabfälle mehr und fallen somit 
nicht länger unter die Recyclingpflichten des Geset-
zes. Darüber hinaus können die derart recycelten Ma-
terialien in der Praxis nur eine begrenzte Anzahl Re-
cyclingzyklen durchlaufen, bevor sie spröde werden. 
Daher sind neben den Recyclingzielen auch Mecha-
nismen erforderlich, die anhand möglichst geschlos-
sener Kreisläufe die Kreislaufwirtschaft fördern. Dies 
würde (zum Beispiel durch eine höhere Qualität von 
Rezyklaten und weniger Downcycling) zu besserer 
Ressourceneffizienz führen. Außerdem könnte so ein 
Markt für nachhaltige, ressourceneffiziente Produkte 
entstehen.
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3. Eindeutigere, wirksamere  
    Gestaltung des Regulierungs-  
    rahmens für das Flaschenpfand
Das Verpackungsgesetz hat zum Ziel, das Pfandsys-
tem für Getränkeverpackungen zu fördern, sodass 
die Mehrwegquote für sämtliche Getränkeverpa-
ckungen bei mindestens 70  % liegt. Die Vorschriften 
zum Pfandsystem für Getränkeverpackungen müs-
sen eindeutiger und wirksamer gestaltet und könn-
ten auf Flaschen und Behälter für andere Produkte 
ausgeweitet werden.

Laut dem BMU nahm der Anteil von in Mehrwegver-
packungen abgefüllten Getränken bei allen Kategori-
en (Bier, Erfrischungsgetränke, Mineralwasser, alko-
holhaltige Mischgetränke) im Zeitraum 2004 bis 2017 
ab (BMU 2019a).

Zu Beginn legt das Verpackungsgesetz bestimm-
te Ziele der Abfallwirtschaft fest, einschließlich des 
Ziels die Erhöhung des Anteils der Mehrweg-Geträn-
keverpackungen auf über 70 % zu erhöhen (§ 1 Absatz 
3 VerpackG). Doch anders als bei den durchsetzba-
ren, mit einer verbindlichen Frist und Quote verse-
henen Recyclingzielen (§  21 Absatz 2 VerpackG) hat 
das 70-Prozent-Ziel eher den Charakter einer nicht 
durchsetzbaren Richtlinie ohne feste Frist.

Das Konzept der erweiterten Herstellerverantwortung, 
das die Hersteller von Verpackungsabfällen zur Beteili-
gung an einem Recyclingsystem und zur Registrierung 
bei der Zentralen Stelle verpflichtet, macht bei Einweg-
getränkeverpackungen eine Ausnahme (§ 12 Nummer 2 
VerpackG). Hier erfolgt die Regulierung durch ein  
gesondertes Pfandsystem gemäß § 31 VerpackG.

Eine nach dem Inkrafttreten des Verpackungsge-
setzes durchgeführte Studie untersuchte den Anteil 
von Mehrweggetränkeverpackungen in 31 Discoun-
tern und Supermärkten in Brandenburg, Hessen, 
Bayern, Nordrhein-Westfalen, Berlin und Hamburg. 
Sie ergab, dass die Discounter Aldi und Lidl keine 
Getränke in Mehrwegverpackungen mehr anbieten. 

Der Anteil an Mehrwegflaschen bei Netto, Rewe bzw. 
Edeka lag bei 35 %, 35 % bzw. 21 % (Verbraucherzentra-
le Hamburg, 2019). Damit wird das Ziel aus dem Ver-
packungsgesetz nur zur Hälfte oder weniger erfüllt. 
Konkretere, mit Fristen versehene Ziele sowie Stra-
fen sind notwendig, damit die Hersteller stärker in die 
Verantwortung genommen, das Mehrwegmodell bei 
Getränkeverpackungen gestärkt und das im Verpa-
ckungsgesetz vorgesehene Pfand- und Rücknahme-
system verbessert werden können.

Pfandsysteme müssen auf einem Pfand basieren, das 
eine optimale Höhe hat: auf der einen Seite wird eine 
sehr hohes Pfand den Verkauf der Getränke beein-
trächtigen und von den Herstellern abgelehnt wer-
den, und auf der anderen Seite wird ein niedriges 
Pfand den Anreiz für die Verbraucher reduzieren, die 
Getränkeverpackung zurückzugeben (Guangli Zhou 
et al. 2020: S. 7). Das Verpackungsgesetz schreibt ein-
deutige Pfand- und Rücknahmepflichten für Einweg-
getränkeverpackungen fest (§  31 VerpackG). Gemäß 
dem Verpackungsgesetz muss für Einweggetränke-
verpackungen ein Pfand von mindestens 25  Cent je 
Verpackung stipuliert werden (§ 31 VerpackG).

Nutzung eines  
Rückgabeautomaten für  
Einwegpfandflaschen  
aus Kunststoff 

© shutterstock/frantic00
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Für Mehrwegflaschen legt das Gesetz hingegen kein 
Pfand fest, sondern darüber entscheiden die Geträn-
kehersteller selbst. In der Regel liegt dieses Pfand bei 
8 oder 15 Cent. Darüber hinaus muss der Endverbrau-
cher, wegen den Hinweispflichten im Gesetz, darauf 
hingewiesen werden, ob es sich um eine Mehrweg- 
oder um eine Einweggetränkeverpackung handelt 
(§  32 VerpackG). Die Verpackungen bestimmter 
Getränkekategorien sind von den Pfand- und Rück-
nahmepflichten ausgenommen, etwa bestimmte 
Wein- und Alkoholprodukte, Milch und Milchmisch-
getränke mit einem Milchanteil von mindestens 
50 %, Frucht- und Gemüsesäfte sowie Frucht- und 
Gemüsenektare ohne Kohlensäure (§ 31 Absatz 4 Ver-
packG). Zudem gibt es Ausnahmen für bestimmte 
Arten von Verpackungen: Getränkeverpackungen 
mit einem Füllvolumen von weniger als 0,1  Litern 
oder von mehr als 3,0 Litern, Getränkekartonverpa-
ckungen, Getränke-Polyethylen-Schlauchbeutel-Ver-
packungen sowie Folien-Standbodenbeutel sind von 
den Pfand- und Rücknahmepflichten ausgenommen 
(§ 31 Absatz 4 VerpackG).

Diese Ausnahmen haben zur Folge, dass ein bedeu-
tender Anteil von Getränkeverpackungen nicht vom 
Rücknahmesystem erfasst wird – was der erklärten 
Absicht des Gesetzes widerspricht, die erweiter-
te Herstellerverantwortung für Verpackungen zu 
stärken. Laut einer Untersuchung bei Discountern 
und Supermärkten sind zwischen 28 und 58 % der 
Regalmeter mit Getränken gefüllt, die gemäß Ver-
packungsgesetz von der Pfandpflicht ausgenommen 
sind (Verbraucherzentrale Hamburg 2019). Doch das 
Gesetz ließe sich verbessern: mit strengeren Pflichten 
für die Hersteller für alle Arten von Getränken und 
von Getränkeverpackungen und mit Anreizen für 
Mehrweggetränkeverpackungen in allen Getränke-
kategorien. So empfahl Anfang des Jahres der Deut-
sche Bundesrat die Ausweitung der Pfandpflicht auf 
alle Einwegkunststoffflaschen, unabhängig von der 
Art des Getränks (Bundesrat 2020). 

Das Pfand auf Einwegkunststoffflaschen trägt zwar 
dazu bei, dass diese Flaschen nicht in der Umwelt 
landen. Dennoch werden die entsprechenden Be-

hälter schon nach einmaliger Nutzung recycelt, was 
weniger nachhaltig ist als das Mehrwegmodell. Denn 
wie bereits erwähnt, führt das Recycling oft zu ei-
nem „Downcycling“, weil die entstehenden Produkte 
meist von minderer Qualität sind. Abgesehen von der 
Festlegung des geltenden Pfandes auf Einweg-Ge-
tränkeverpackungen unternimmt das Verpackungs-
gesetz nicht genug, um von der Verwendung solcher 
Getränkeverpackungen abzuschrecken oder die Ver-
wendung von Mehrwegflaschen zu fördern und ihren 
Marktanteil zu erhöhen. Im Gegenteil: Im Laufe der 
letzten zehn Jahre haben Mehrweggetränkeverpa-
ckungen aus Glas und PET über 20 % ihres Marktan-
teils verloren. Gleichzeitig gewannen Einweg-PET-
Flaschen und Aluminiumdosen 25 % Marktanteil 
hinzu (NABU 2017: S. 3). Zur Umkehrung dieser Ten-
denz müssen das Verpackungsgesetz verschärft und 
das Mehrwegsystem unterstützt werden. Aufgrund 
der meist kürzeren Transportwege und des regiona-
len Vertriebs von Mehrwegflaschen lässt sich damit 
auch ein Nebennutzen erzielen: die Förderung von 
kleinen und mittleren Betrieben sowie die Schaffung 
grüner Arbeitsplätze (Deutsche Umwelthilfe 2019:  
S. 8 – 9).5

Ein weiteres Thema, das im Verpackungsgesetz ge-
nauer geklärt werden sollte, ist die Behandlung des 
sogenannten „Pfandschlupfs“, also der Differenz 
zwischen eingenommenem und ausgezahltem Pfand. 
Obwohl in Deutschland im Jahr 2015 geschätzt 96% 
der Einwegflaschen zurückgegeben wurden, behalten 
die Hersteller der Getränkeverpackungen die restli-
chen 4 % des gezahlten Pfands – bei 25 Cent pro Fla-
sche entspricht dies 180 Mio. Euro (NABU 2017: S. 5). 
Es gibt Beispiele aus anderen Ländern, wo das nicht 
ausgezahlte Pfand bei den Regulierungsbehörden 
verbleibt oder zwischen Staat und Getränkeherstel-
lern aufgeteilt wird. So will man Anreize für die Ge-
tränkeunternehmen verhindern, die Verpackungen 
nicht zurückzunehmen (Guangli Zhou et al. 2020: S. 
7 und S. 10 – 11). Das Verpackungsgesetz könnte also 
durch die Pflicht zur Meldung der Daten aus dem 
Pfandsystem wirksamer und transparenter gestaltet 
werden. Besonders wichtig wären klare Regeln für 
die Behandlung des Pfandschlupfs.

5 Siehe z. B. „Mehrweg statt Einweg: Tipps für weniger Müll beim Getränkekauf“, NABU-Tipps, https://www.nabu.
  de/imperia/md/content/nabude/verbraucher-tipps/130701-nabu_tipps_a6_mehrweg.pdf und „Mehrweg, wo  
  bist du?“, Verbraucherzentrale Hamburg (8. November 2019), https://www.vzhh.de/themen/umwelt-nachhaltig-  
  keit/muell-verpackungen/mehrweg-wo-bist-du.
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Schlussfolgerungen und Ausblick

Die neueste deutsche Gesetzgebung zu Verpackungs-
abfällen, das Verpackungsgesetz, ist ein wichtiger 
Schritt vorwärts auf der Weg zur Regulierung eines 
Abfallstroms, der  in einem alarmierendem Tempo 
weitergeht und eine ernsthafte Bedrohung für die 
Umwelt darstellt. Mit der Einrichtung der Zentralen 
Stelle und mit einem umfassenderen System zur Be-
teiligung an Recyclingsystemen verbessert das Ver-
packungsgesetz das Abfallrecycling. Es könnte aber 
noch wirksamer sein, wenn sein Schwerpunkt deut-
licher auf die Vermeidung und Reduzierung von Ver-
packungsabfällen ausgerichtet wird, starke Politikin-
strumente wie eine Steuer auf neue Kunststoffe zum 
Einsatz kommen und das bestehende Flaschenpfand 
ausgeweitet wird. Die Europäische Union hat zuletzt 
mehrfach die Absicht signalisiert, Verpackungsabfälle 

gezielter und wirksamer zu regulieren: in ihren jüngs-
ten gesetzgeberischen Initiativen in den Bereichen 
Verpackungsabfälle und Einwegkunststoffprodukte 
sowie in den Maßnahmen, die im europäischen Grü-
nen Deal und im Aktionsplan für die Kreislaufwirt-
schaft beschrieben werden. Das Verpackungsgesetz 
bringt eine ähnliche Absicht zum Ausdruck. Es bildet 
das Fundament für eine strengere Gesetzgebung im 
Bereich Verpackungsabfälle und sollte weiter ange-
passt werden, damit es mit den Entwicklungen seit 
der Entstehung der Gesetzestexte im Jahr 2017 Schritt 
halten kann. Mit einem stärkeren Verpackungsgesetz 
könnte Deutschland eine EU-weite Führungsrolle für 
die Regulierung von Verpackungsabfällen überneh-
men.
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